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LANDESGESETZBLATT 
FÜR OBERÖSTERREICH 

Jahrgang 2017 Ausgegeben am 27. Juli 2017 www.ris.bka.gv.at 

Nr. 51  Landesgesetz: Oö. Antidiskriminierungsgesetz-Novelle 2017 (XXVIII. Gesetzgebungs-

periode: Regierungsvorlage Beilage Nr. 437/2017, Ausschussbericht Beilage 

Nr. 468/2017, 18. Landtagssitzung; RL 2014/54/EU vom 16. April 2014, 

ABl. Nr. L 128 vom 30.4.2014, S 8 [CELEX-Nr. 32014L0054]) 

 
 

Landesgesetz, 

mit dem das Oö. Antidiskriminierungsgesetz geändert wird 
(Oö. Antidiskriminierungsgesetz-Novelle 2017) 

Der Oö. Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Oö. Antidiskriminierungsgesetz, LGBl. Nr. 50/2005, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. 
Nr. 90/2013, wird wie folgt geändert: 

1. § 14 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Landesregierung hat aus dem Kreis der Landesbediensteten die Leiterin bzw. den Leiter und 
für den Fall ihrer bzw. seiner Verhinderung eine Stellvertreterin bzw. einen Stellvertreter für die Dauer 
von sechs Jahren zu bestellen; eine Wiederbestellung ist zulässig. Bei der Bestellung ist insbesondere 
darauf zu achten, dass die Person die notwendigen Kenntnisse für eine effektive Erfüllung der Aufgaben 
der Antidiskriminierungsstelle aufweist.“ 

2. Nach § 14 Abs. 5a wird folgender Abs. 5b eingefügt: 

„(5b) Die Antidiskriminierungsstelle hat weiters im Anwendungsbereich des § 2 die Aufgaben zur 
Förderung der Gleichbehandlung und zur Unterstützung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der 
Union und ihren Familienangehörigen im Sinn des Art. 4 Abs. 2 lit. a bis d der Richtlinie 2014/54/EU, 
ABl. Nr. L 128 vom 16. April 2014, S 8, wahrzunehmen. Als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Europäischen Union gelten dabei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bzw. Bewerberinnen und 
Bewerber, die Unionsbürgerinnen oder Unionsbürger sind oder nach dem Recht der Europäischen Union 
oder auf Grund eines Staatsvertrags in Angelegenheiten der Arbeitnehmerfreizügigkeit gleichzustellen 
sind und ihr Recht auf Arbeitnehmerfreizügigkeit nach dem Recht der Europäischen Union ausüben.“ 

3. § 14 Abs. 8 lautet: 

„(8) Die Antidiskriminierungsstelle hat bei Bedarf einen Tätigkeitsbericht zu erstellen und der 
Landesregierung vorzulegen.“ 

4. § 15a lautet: 

„§ 15a 
Weitere Maßnahmen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit 

(1) Bedienstete, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit im Sinn des Art. 45 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 
Gebrauch machen, dürfen als Reaktion auf eine Beschwerde wegen einer Verletzung der durch die 
Freizügigkeit gemäß dieser Bestimmungen gewährten Rechte oder wegen der Einleitung eines Verfahrens 
zur Durchsetzung dieser Rechte weder gekündigt, noch entlassen oder auf andere Weise benachteiligt 
werden. Dieses Benachteiligungsverbot gilt auch für Bewerberinnen und Bewerber. 
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(2) Die Landesregierung hat im Anwendungsbereich des § 2 für Informationen zur 
Arbeitnehmerfreizügigkeit im Sinn des Art. 4 Abs. 2 lit. e und des Art. 6 der Richtlinie 2014/54/EU, ABl. 
Nr. L 128 vom 16. April 2014, S 8, zu sorgen.“ 

Artikel II 

Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung im Landesgesetzblatt für 
Oberösterreich in Kraft. 
 

Der Erste Präsident 
des Oö. Landtags: 

Der Landeshauptmann: 

Viktor Sigl Mag. Stelzer 
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